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l. ütoersicht iiber das Aufstelluagsverfabren

Der Rat der Gemeinde Hiddenhausen beschließt, für das
Gebi&t nördlich der Rathausstraße einen Bebauungsplan
nach S 30 BauGB mit dem Zi&l der Ausweieung eines
allgemeinen Wohngebietes und einer Gemeinbedarfsflache
aufzustellen.

29,06.92 Der Planungsausschuß stimmt dem in der Sitzung
vorgestellten vorerrfcwurf des Bebauungsplan&s zu.
Auf der Grundlage dieses Vorentwurfes sind die
Bürger nach § 3 AJbs •l BauGB und die Träger
öffentlicher Belange nach S 4 Abs.l BauGB zu
beteiligen.

09.07.92 Der Rat der Gemeinde Hiddenhausen stimmt dem
o.a. Beschluß des Planungsausschusses zu.

15.02.93 Der planungsausschuß beschließt Über die
Stellungnahmen der Träger öffentlicher
Belange/ Eingaben der Bürger und empfiehlt dem
Rat/ den Bebauungsplanentvurf nach S 3 Abs.2
BauGB auszulegen,

04.03.93 Der Rat der Gemeinde Hiddenhausen beschließt,den
Bebauungsplanentwurf nebst Begründung nach § 3
Abs,2 BauGB auszulegen.

21-06.93 Der planungsausschuß beschließt über die voz-ge-
brachten Anregungen und B&denken und empfiehlt
dem Rat, den Bebauungsplan als Satzung zu
beschließen.

01.07.93 Der Rat der Geaeinde Hiddenhaussen beschließt
den Bebauungsplan als Satzung.

21.07.93 Der Regierungspräsident Detmold teilt mit/ daß
er eine "Verletzung von Rechtsvorscht-iften"
nicht geltend macht.

29.07.93 Der Bebauungsplan wird durch öffentliche
Bekanntmachung des Anzsigeverfahrens in Kraft
gesetzt.

25.09-95 Der Planungsausschuß stimmt dem in der Sitzung
vorgestellten l.Anderungsentwurf des Bebauungs^
planes zu und beschließt, den Änderungsentwurf
nach § 3 Abs.2 BauGB auszulegen. Gleichzeitig
ist die Beteiligung der TOB gemäß § 4 BauGB
^nT-chzufüüren •
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2* Erfordernis der Aufstellung des Bebauuagaplanes

Das Gebiet nördUcb der Rathausstraße soll einer
baulichen Nutzung zugeführt werden.

Zur" Sicherung einer geordneten städtebaulichen
Entwicklung ist die Aufstellung eines Bebauungsplan^s
erforderlich,

Der Debauungsplan schafft die Rechtsgrundlagen, um die
weitere Entwicklung der festgesetzten Nutzungen zu
steuern und die Durchführung von sich als notwendig
erweisenden Maßnahmen siGherzustellen.

3- Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes

Das Bebauungsplangebiet liegt in der Gemarkung
Eilshausen, nördlich an den Siedlungsschwerpunkt
Lippinghausen der Gemeinde Hiddenhausen angrenzend.

Die Bebauung des Plangebiets - Wohnnutzung ~ führt zur
Stärkung des Siedlungsechwerpunktes Lippinghausen, und
trägt somit zur Sicherung der im ortsteil Lippinghausen
vorhandenen Infrastrukturauss'tattung bei.

Der Bedarf an Wohnbauflachen Ist gegeben.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes werden die
nachstehenden Ziele verfolgt:

- Kläruncf der Beüauung des bisher unbebauten Grundstücks
mit einefti Alten- und Pflegeheim und Einfamilienhäusern
in unterschiedlichen Wohnformen wie Reihenhäusern,
Mehrfamiiienhäusern/ Einzel- und Doppelhäusern,

- Schutz der Wohmmtaung vor unzulässigen Immissionen
-Lärm -,

- Minderung d<sr mit Bebauung und Versiegelung verbundenen
Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild,

Klärung der ErschUeßung des Plangebietas für Verkehr,
Ver- und Entsorgung.

Der Bebauungsplan dient folgenden Zwecken:

Festsetzung eines Wobngebietes und einer Fläche für den
Gemeinbedarf,

Festset^ung des Maßes .der baulichen Nutzung unter
Bei-ücksichtigung der vorhandenen Bebauung und der
topographischen und landschaftlichen Gegebenheiten/



>JON:+43 511 39305S PNs 05221693480 A^^»+^§-?U 39305£^ ^700 P.02

Festsetzung von Flächen für das Anpflanzen von Bäumen
und sträuchern und zum Ausgleich unvermeidbarer
Eingriffe in den Naturhaushalt,

Festsetzung von Srschließungsflachen,

Festsetzung eines Hahmens für die Gestaltung von
Gebäuden und Freiflächen.

4. Anpassung an die Ziele der Ramnordnung und Landesplanung

Der Gebxetsentwioklungsplan für den Rsgierungsbezir-lc
Detmold/ Teilabschnitt Herford/Minden-Lübbecke, stellt
den ortsbereich Lippinghausen sowie das Plangebiet in der
Gemarkung Eilshausen als Wohnsiedlungsbereich mit
niedriger Siedlungsdichte dar.

In den Erläuterungen zum Gcbietsentwicklungsplan wird
ausgeführt, daß &s sich bei dem Ortsteil Lippinghausen um
den Siedlungsschwerpunkt handelt.

Die Ausweisung als Wohngebiet und als Fläch® für den
Gemeinbedarf entspricht somit den Zielen der- Raumordnung
und Landesplanüng.

5. Entwicklung der Planung aus dem Fläctiennutzungsplan

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde
Hiddenhausen stellt das Gebiet als "Fläche für den
Gemeinbedarf" in der Tiefe von ca.. 70 m zur Kampstraße
sowie als Wohnbauf lache in einer Tiefe von ca. 200 m
parallel zur Rathausstraße dar.

Die Flächendarstellungen werden im Bebauangsplan
konkretisiert/ u.a. durch die Festsetzung elnes
gegliederten allgemeinen Wohngebietes, durch öffentliche
und private Grünflachen und deren Nutzungszweck sowie
durch, die Beseichnung der Einrichtungen innerhalb der
Gemeinbedarfsflache.
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6. Einordnung des Plangebietes

Das Plangebiet grenzt im Süden an die vorhandene Bebammg
des siedlungsschwerpunktes Llppinghausen.

Im Osten verläuft die L 545 "Bünder Straße", die die
überregionale Verkehrsverbindung zwischen Bünde und
Herford sicherstellt. Die L 545 ist im Norden an die A 30
und im Süden an die B 239 / B 61 angebunden.

Im Süden des Plangebietes verläuft die Rathausstraße, die
im Osten auf die L 545 mündet. Im Westen liegt die
Kampstraßfi, die nach Eilshausen / Hiddenhausen führt.

Nördlich und westlich schließt sich die freie Landschaft
an.

7. liandschaftliahe Gegebenheiten

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Einheil:
"Ravensberg&r Hügelland" und ist in seiner Ober-
flächenform Teil eines ausgeprägten, kupp igen Hügel-
landes.

Das Gelände weist Höhen von 112 m über NN im östlichen
und 102 m über NN im westlichen Bereich auf,

Die potentielle natürliche Vegetation wird von
Flattergras-Buchenwald, stellenweise Perlgras-Buchenwald
gebildet-

Die nicht bebauten Flächen des Plangabietes werden als
Ackerland, g&nut^t.

Die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgten
landespflegerischen Ziele werden durch den Grünord-
nungsplan/ der Bestandteil der Begründung und als Anlage
beigefügt ist/ für den räumlichen Geltungsbereich des
Babauungsplanes vertiefend untersucht.

s. Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes ,

l

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfaßt
dies Flurstücke 50, 51, 73, 84, 123, 124, 119, 120 und 98
der Flur 9 in der Gemarkung Eilshausen.
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Das Plangebiet wird somit wie folgt begrenzt:

im Norden durch dia nördliche Grundstücksgrenze der
Flurstücke 98, 120 und 119 sowie ihrer geradlinigen
Verlängerung nach Osten bis zur L 545 "Bünder Straße",

- im Osten durch di<ä Westgrenze der L 545,

- im Süden durch die Nordgrenze der Rathausstraße und

- im Westen durch die ostgrenze der Kampstraße.

Erweiterung des Plangebietes nach der Beteiligung der
Träger Öffentlicher B&lange :

- Ausgehend von einen Fixpun3ct, der 12 m westlich der
westlichen Grenz e der BÜnder Straße (GemarKung
Eilshausen Flur 10 Flurstück 100) liegt, von diesem
Fixpunkt in nördlicher Richtung parallel in einer
Tiefe von 12 ta zur westlichen Grenze der Bünder
Straße (Gemarkung Eilshausen Flur 10 Flurstück 100)
bis zur südlichen Grenze d&s Grundstückes Bünder
Straße 277 (Gemarkung Eilshausen Flur 9 Flurstück
28) • Dann in Östlicher Richtung entlang der
vorbezei ebneten Grundstücksgrenze bis zur westlichen
Grenze der Bünder Straße (Gemarkung Eilshausen Flur
10 Flurstück 10 0). Von dem S chnittpunkt mit der
westl i chen crundstücksgrenz e. der Bünder Straße in
südlicher Richtung entlang der westlichen Grenae der
Bünder Straße bis zu einem Fixpunkt, der 34 m
nördlich d&r nördlichen Grenze des Grundstücks
Bünder Straße 259 (Geiaarkung Eilshausen Flur 9
Flurstück 73) liegt, d.h. bis zur vorhandenen
Plangebietsgarenze.

9• Planungskonzept

Da-s Plangebiet bildet nahezu ein Rechteck. Es hat in
west-östlicher Richtung eine Ausdehnung von ca. 450 M und
in nord-südlicher Richtung von ca. 200 ja. Hieran schließt
sich in nördlicher Richtung, und zwar parallel zur BÜnder
Straße/ ein weiteres Recht&ck von ca. 12 x 120 m an. Die

Größe b&trägt somit ca. 9/0 ha.

Das Plangebiet ist i% westlichen Bereich mit einer
Sonderschule und einem Kindergarten für geistig
beHinderte Kinder bebaut. Es handelt sich um das
Johannes-Falk-Hauss. Träger dieser Einrichtung ist der
Kirchenkreis Hßrford.
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Ös-tlich des vorgenannten Gebäudekojnplexes, der eine Nord-
Südausdehnung auf weist, ist auf dem im Eigentum der
Gem&inde Hiddenhausen stehenden Grundstück -Flurstück
119- die Einrichtung eines Alten" und pflegeheim&s
gsplant. Träger dieser Einrichtung ist der "Heimyerband
der Inneren Mission in Bielefeld e.v,im evangelischen
Johanneswerk e.v. Die Entwürfe sind bereits den
parlamentarischen Gremien der Gemeinde Hiddenhausen
vorgestellt worden.

Im Osten des Planbereichs, Eckgrundstück L 545, Rathaus-
straße, ist vom Kreis Herford die Binrichtung eines
Verbrauch&rmarktes/Imbißbetriebes genehmigt worden. Der
Verbrauchermarkt. ist bereits eröffnet worden.

Die Planungskonzeption berücksichtigt die vorgenannten
Nutzungen und sieht die entsprechenden städtebaalichen
Nutzungen vor.

Zwischen dem Standort des Altenzentruxns und des
Verbrauchermarlct&s ist die Errichtung von Wohnbauten in
der socfenannten "verdichteten Bauweise" (verdichteter
Flachbaü) als Reihen- und Mehrfaauilienhäuser geplant.
Ferner sind Einzel- und Doppelhäuser vorgesehen.

Die Reihen- und Mehrfamilienhäuser bilden in Verbindung
lait den Einzel- und Doppelhäusern zwei Hausgruppen, die
sich/ parallel zu den Höhenlinien angeordnet/ in die
topographische Situation einfügen. Die Wohngebäude sind
auf 4 platzartige Erweiterungen der befahrbaren Wohnwege
orientiert, damit räumlich zusanmengehörlge Untergruppen
entstehen. Die großräm&liche Gliederung erfolgt durch
einen Öffentlichen Grün%ug zwischen den beiden
Hausgruppen, der sich ebenfalls parallel zur höchsten
Hügelkuppe (auf 112 m über NN) auf der Hölie Hl m über NN
erstreckt•

Die Führung der Erschließungsstraße wird iia wesentlichen
von der geplanten städtebaulichen Gruppierung und der
Topographie des Geländes best.immt.

Da ausschließlich Wohnbauten durch die Planstraßen er-
schlössen werden/ ist der Ausbau der Planstraßen bis auf
die Planstraße A von der Einmündung der Rathausstraße bis
zum Beginn der nördlichen Hausgruppe als befalirbare
Wohnwege vorgesehen.

Der Zustand der Natur und der Landschaft Sowie die zur
Milderung und zum Ausgleich unvenneidbarer Eingriffe in
den Naturhaushalt und das Landschaftsbild erforderlichen
Maßnahmen werden im Grünordnungsplan eingehend
beschrieben•
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Der Betoauungsplan sieht eine Vielzahl von B&grünungssnaß-
nahmen vor und setzt die wesentlich.&n Aussagen des Grün-
ordnungsplanes durch die AuöMfeisung von öffentlichen und
privaten Grünflachen und deren Nutzungszweck fest.

Der Kinderspielplatz für das Wohngebiet befindet sich in
dem zentralen Grünzu9 zwischen den Häusergruppen. Er ist
von den Schwerpunkten der Wohnbebauung über Fußwege zu
erreichen•

Das auf den befestigten Flächen der Wohngrundstücke an-
fallende Nieder^chlagswasser soll - soweit es nicht auf
den Grundstücken durch Versickerung in den Untergrund dem
Gr-undwdsser zugeführt wird- durch zwei Teiche/ die als
Feuchtbiotop ausgestaltet werden sollen, aufgenommen und
soweit wie möglich versickert werden.

Hierzu wurde vom Erdbaulabor und Ingeni&urbüro Dipl.-Ing.
Hans-Peter Schenua sine Untersuchung zur Beurteilung der
Möglichkeit zur Versickerung von Oberflächenwasser im Be-
bauungsplangebiet Ei 6 erstellt.
Schema kommt zu dem Ergebnis, daß die Möglichk&it einer
Regenwasserversickerung nicht oder nur in geringem Maße
gegeben ist*

Es gibt folgenden Hinweis:

" Sollten trotz des geringen WässeraufnahTOevermögens
die zwei geplanten Teiche (Feuchtbiotope) zur
Versickerung von Oberflächenwasser der angrenzenden
Straßen bzw. des auf den Grundstücken anfallenden
Regenwassers genutzt werden, ist ein entsprechend
dimensionierter ütoerlauf an eine geeignete Vorflut
anzuschließen•

Um zumindest eine.teilweise Versickerung bei großen an-
fallenden Wasserm&ngen zu ermöglichen/ sollte ein
Dauerstau (ständige Wasserführung) vermieden werden, um
eine Versiegelung durch SchXickbildung im Sohlberexch
auszuschließen."

10. Begründung der planungsrecbtlictien Festsetzung

10.1 Art der baulichen Nutzung

10.1-1 Flache für den Gemeinbedarf

Die Fläche im Westen des Plangebietes ist mit einer
Sonderschule und einem Kindergarten für geistig
behinderte Kinder bebaut. Diese Einrichtung hat regionale
Bedeutung.

Die Fläch® wiyd daher als "Fläche für den Gemeinbedaff -
Schule, Kindergarten" ausgewiesen.
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10

10•Ir 2 Allgemeines Wohngebiet

Ein allgemeines Wohngebiet dient nach § 4 Abs. l BauNVO
vorwiegend dem Wohnen.

Gemäß Abs. 2 sind zulässig:

l. Wohngebäude

2. die der Versorgung des Gebietes di&nenden Läden,
Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende
Handwerksbetriebe,

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soiäiale,
gesundheitliche und sportlichß Zwecke.

Die Ausweisung des Plangebietes als allgemeines
Wohngebiet leitet sich aus den vorhandenden, genehmigten
und geplanten Nutzungen (siehe hierzu Nr. 9), den
Länneinwirkungen (siehe hierzu Nr. 10.5) und den
Immissionen (Gerüche, Stäube)/ die von den angrenzenden
landwirtschaftlichen Flächen auf das Plan^ebiet einwirken
können, ab.

Auf eine Gliederung des allgemeinen Wohngebietes kann je"
doch aufgrund der geplanten und vorhandenen Bebauung
nicht verzichtet werden, uw die erforderliche Wohnruhe
innerhalb des Plangebietes zu gewährleisten.

Im mittleren Bereich, des Bebauungspianes sind nur Wohnge-
bäude nach § 4 Abs. 2 Nr. l zulässig^ da hier die söge'
nannte "verdichtete Bauweise" - hauptsächlich Reihen-
häuser- erfolgt und die Erschlxeßungsanlage nur
entsprechend den Bedürfnissen des Wohnbereiches ausgebaut
werden soll«

Die vorgenannte Einschränkung wird im Bereich des
geplanten Altenzentrwns ßowie des Einzelhandels-
geschäftes, das der verbrauchernahen Versorgung di&nt,
nicht vorgenommen.
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Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach Abs. 3:

1< Betriebe des Beherbeirgungsgewerbes

2. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

3« Anlagen für Verwaltung

4• Gartenbaubetrlebe

5. TanXstellen

sind nicht zulässig, da hiervon Störungen ausgehen
können, die mit den geplanten Nutzungen nicht vereinbar
sind.

Ausgenommen von den Einschränkungen ist die Bebauung an
der Bünd&r Straße

10.2 Maß der baulichen Nutzung

Im Bereich des Johannes-Falk-Hauses, der geplanten
Erweiterung des Kindergartens, des Standortes des Alten-
und Pfleg&heimes und des Verbraucherioarktes/lrabißbetriebs
leitet sich das Maß der baulichen Nutzung aus äer
vorhandenen, der geplanten oder der genehmigten Bebauung
der Grundstücke ab und wird entsprechend festgesetzt.

Um im Bereich der Reihen- und Nehrfamilienfoaustoetoauung
die gewünschte "Verdichtung der Bebauung" zu ermöglichen,
werden nachstehende Festsetzungen g&troffen:

- Zahl der Vollgeschosse: 2 (als Höchstgrenze/zwingend im
Bereich der Mehrfamilienhäuser)

- Grundflächen^ahl : 0,4
(Obergrsnze nach § 17 Abs. l Bau NVO)

- Gaschoßflächenzahl : 0,8

Das Ziel der "Auflockerung der Bebauung" soll bei der
EinzQl-'/Doppelhausbebauung durch Begrenzung der

" GRZ auf 0,3 )
- GFS3 auf 0/3 ) bei eingeschossiger Bauweise, bzw.

- GKZ auf 0,4 )
- GFZ auf 0,8 ) bei zweigeschossiger Bauweise
erreicht werden.

Sowohl im Bereich der Reihen*/MehrfamilienhausJ3ebauung
als auch der Einzel-/Doppelhausbebauung wird die Höhe der
baulichen Anlagen aus städtebaulich - gestalterischen
Gründen durch die Festsetzung der Traufhöhen bestimmt*

11
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10,3 Bauweise, überbaubare Grundstücks flächen und
Grundstücksgröße

Auf die Festsetzung einer bestimm'ten Bauweise im Bereich
des Johannes-Falk-Hauses, des Standortes des Alten- und
Pf legeheimes sowi e d]es Verbrauchermarktes / Imbißbetriebes
zur Anordnung der Gebäude im Verhältnis zu. den Nachbar-
grundatück&n kann aufgrund der vorhandenen und geplanten
Bebauung verzichtet ^.erden.

In den vorgenanrrben Bereichen erfolgt somit aus-
schließlich die Festsetzung der überbaubaren Flächen aux-
Verteilung der baulichen Nutzung auf den Grundstücken
durch Baugrenzen.

Tm mittleren Ber&ich d&s Plangebietes kann jedoch zur Ge-
staltung des Orts- und Straßenbildes, der beabsichtigten
Verdichtung und AufXockerung der Bebauung auf die
Festsetsung der Bauweise neben der Festsetzung der
überüauüaren Flächen durch Baugrenzen nicht verzichtet
werden, um die städtebauliche Zielsetzung der Bebauung
dieses Bereiches mit Seihen-/Mehrfamilienhäusern und
Einzel~/Dopp&lhäusern sicherzusteXlen. Nach der Literatur
und Rechtssprechung zum § 22 der BauNVO -Bauweise- sind
Hausgruppen mindestens drei selbßtständig nutzbare an den
Gebäudetrennfugen aneinandergebaute Gebäude (zwei
Kopfhäuser, ein oder mehrere Mittelhäuser) •

\Jm sicherKUStellein/ daß im Bereich der Keihenhausbebauung
die gewallte "Verdichtung der Bebauung" erzielt wird,
sind daher weitere Festlegungen erforderlich. Dies
erfolgt durch die Größe der Baugrundstücke als Höchstmaß/
sowie der Länge der einzelnen Hauszeilen als Mindestmaß»

Die um ca. 100 m2 größeren Baugrundstücke für die
"Kopfliäuser" sind durch die nach der Landesbauordüng
ea.Tisuhaltenden Abstandsf lachen sowie die Geometrie der
Gesamtanlage bedingt.

Die Festlegungen sind erforderlich/ um die Planungsziele
u.a. flächensparende Verdichtung/ kostenorientierte

Verminderung der PrivatgrundstücKsgrößen, öffentliche
Grünfläclien - zu gewährleisten.

Die Hausgruppen werden somit nach § 22 Abs-4 BauNVO,
wonach eine von 5 22 Abs, l (offene oder geschlossene
Bauweis®) "abweichende" Bauweise festgetzt werden kann,
ausgewiesen•

Im nordwestlichen Bereich wurde, um ' auch
MebrfamilienhäUiSer bzw. Geschoßwohnungsbau su
ermöglichen, die offene Bauweise festgesetzt.
Glei.chzait.ig erfolgte die Festsetzung einer Mindestlänge
von 40 m für die Gebäudezailen.

12
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Ixn Bereich der Einzel~/Doppelhäuser ist die Festsetzung
der Bauweise als "offene Bauweise, Einzel-/Doppelhäuser"
ausreichend, um die Aufloclcerung der Betoauung in dem
umgebenden Reihenhausgebiet zu gewährleisten.

10.4 steXXplätze, carports/ aaragen und Neüenanlagen

10.4.1 Stellplätze, carports und Garagen

Die Ausweisung von St&llplätzen und Carports zur Regelung
des sogenannten ruhenden Verkehrs außerhalb der öffentli-
chen verkehrst lachen erfolgt nur im Bereich der
Reihenhausb^bauung» Dia Flächen sollten so gestaltet
werden, daß eine Mehrfachnutzung möglich ist. Offene
Carports können so als "Uberdacnte" spieltoereiche
mitgenutst werden. Bei den Einzel""/Doppelhäus&rn sind
Garagen und Carports nur auf den überbaybaren
Grundstücksflächen zulässig.

Im Bereich des O'ohannes-Falk-Hauses und des Vertoraucher-
marktes/Imbißbetriebes wird eine Festset^ung • nicht
vorgenommen, da hier die Stellplätze und Garagen
vorhanden bzw. genehmigt sind- Die am
Verbrauchermarkt/Ii&bißbetrieb nachrichtlich dargestellten
Stellplätze entsprechen der Baugenehmigung. Im Bereich
des Grundstückes des AXtenzentrums erfolgt ebanfalls
:keine Festsetzung der Stellplätze und Garagen, da
zwischen dem Altenzentrum und der östlichen Wohnbebauung
eine private Grünzone ausgwiesen wird und der
Gestialtungsepielraum des Planers nicht eingeschränkt
werden soll<

10•4,2 webenanlagen

Anlagen und Einrichtungen für die Kleintlerhaltung- sind
für nicht zulässig erklärt worden, da hiervon Störungen
ausgehen können, die u.a. die Wohnruhe erheblich beein-
trächtigen könnten.

10.5 Lärmachutss

10.5-l Verkebrslänn

Östlich des Plangebietes verläuft die L 545 "Bünder
Straße". Sie weist nach der Verkehrszählung 1990 eine
Ver:teehrsbelastung von ca. 15.000 KFZ/24 h. auf.

Bei der vorgenannten Verkehrsbelast,ung können Lärmeinwir—
kungen auf das Plangebiet, die zu erheblichen
Beeinträchtigungen der Wohnruhe führen, nicht
ausgeschlossen werden-
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IM zu klären, ob eine schalltechnische Untersuchung
erforderlich ist, die detaillierte Aussagen üb&r die
Lärmsituation sowie mögliche Maßnahmen trifft, ist ^ine
Abschätzung der Immissionen ~ Verkehrslärm ~ nach den
Diagrammen "Straßenverkehr" der DIN 18005
"Berücksichtigung des Schallschutzes im Städtebau,"
vorgenommen worden.

Die Abschätzung ergab, daß nach dem Beiblatt X zur
DIN 18005 die schalltechnischen Orient i erungswerte für
die städtebauliche Planung, die als eine sachverständige
Konkretisierung der Anforderungen an die Schallvorsorge
im Städtebau. aufzufassen sind und die bei dies&r Planung
zum Schutz der künftigen Bewohner nicht überschritten
werden sollen, mit über 60 dB (A) tags; / 50 dB(A) nachts
in einem Abstand von 50 m ^ur Mitte des näohstgelegenen
Fahrstreifens mit über 5 dB (A) zu d&n angestrebten
Itttfniaaionsgrenzwer'ben von 55 dB (A) tags / 45 dB (A)
nachts nicht unwesentlich überschritten werden.

Da nach der AJaschätzung der Immissionen eine wesent.liahe
überschreitung der angestrebten Immissionswerte vorliegt,
hat die Gemeinde Hiddenhausen das

"Ingenieurbüro für Schall- und Schwingungstechnik,
Industrie- und Verkehrslärmbekämpfung, Bau- und
Raumakustik/ Wärmeschutz- Dr. Ing.Klaus Beckenbauer
Bielefeld, Reichowpiatz 3-"

beauftragt/ eine
"Schalltechnische Untersuchung zum Bebammgsplan.
Nr. EI 6 ita HinblicJc auf den Kfa-Vericehr auf der
Bünder Straße (L 545) *'

zu erstellen.

Die Untersuchung des Büros Dr. Beckenbauer vom 5-2.93 -
die Bestandteil der Begründung bildet und als Anlage
beigefügt ist - berücksichtigt die zukünftige
verkehrlicha Entwicklung und geht von einer
prognostizierten Verkehrsicienge von 17.844 Kfz/24h im Jahr
2010 aus* Das bedeutet, daß in einem großen Teil des
Plangebietes eine Überschreitung der Orient ierungswerte
tags/nachts bej. freier Sch.allausbreitung zu erwarten ist.

Um die erwünschten Zlelwerte nach der DIN 18005
55 dB (A) t:ags / 4 5 dB (A) näicht-s — einhia.lt.en zu können i

sind verscliiedsne Alternativen betrachtet worden«

Drei Alternativen gehen davon aus, daß zur Abschirmung
der Erdgeschosse aktive Länttschut.ziaaßnahmen (LS-
Maßnalmen) und zwar durch Wälle, Wall-/WanäJ<;onLbinationen
bzw. wände in einer Höhe von 3,0 bis 5,0 TO sowie passive
Ls-Maßnahmen zum Schutz der oberen G&schosse vorgesehen
werden•

14
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Die vierte Alternative sieht dagegen nur eine teilw&ise
aktive Abschirsamg das Berechnungsprofiles 5-Ost
(Bauzsile 3 -östliche Gebäudeseite ~ iffi Nordosten des
Plangebietes) vor, womit eine Überschreitung der
anzustrebenden Orientierungswerte von l - 1,5 dB(A)
verbunden ist. Diese Lösung bedingt jedoch nur Wallhöhen
von überwiegend 3,0 m und in Teilbereich&n von 3,5 m.

Die Abwägung der verschiedenen Alternativen führte dazu,
daß aufgrund der Topographic des Gebietes, der Stadtbild-
pflege und dar Einbindung der LS-^Iaßnahme in die
Landschaft^ die Alternative IV/ Bild 6 in den
Bebauungsplan durch die Festsetzung von Wällen und den
erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maßen der
Außenbauteile bei Aufenthaltsräumen für Wohnungen
aufgenommen wurde.

Ferner wird in der planlegende unter der Rubrilc
"Hinweise" die Empfehlung aufgenommen/ bei Schlafräumen
Belüftungseinrichtungen vorzusehen, wobei motorisch
betriebene Systeme -schallgedäiupft- bevorzugt werden
sollten-

Die Festsetzung von passiven LS-Maßnahmen im Bereich des
SB-Lebensmittelmarktes ist wegen der ausschließlich
gewerbiichan Nutzung nicht &rforderlich.

10»S-2 Betriebsläna

Der Bauherr des Verbrauchermarktes/Imbißbetriebes im
östlichen Planungsüereich sn der L 545 ist vom Bau-
ordnungsamt des Kreises Herford bei der Erteilung der Ge-
nehmigung des Vorhabens verpflichtet worden, die künftige
Mohnnutzung des angrenzenden Bereichs und zwar als allge-
meines Wohngebiet zu berücksichtig&n. Zu-m Schutz der
künftigen B&wohner des Gebietes vor unzulässigen
Immission&n hat daher die Genehmigrmgsbehörde die
Immissionswerte der "Technischen Anleitung zum Schutz
gegen Lärm" (TA Lärm) für Gebiete, in denen vorwiegend
Wohnungen untergebracht sind, auf

tagsüber 55 dB (A)

nachts 40 dB (A)

in einem Anstand von 3 m (jensextß) par-allel zur
westlichen Grundstücksgrenze festgelegt.

Um dieser Forderung zu entsprechen, plant der Bauherr die
Ex-arichtung einer SGhallschutzwand aus Variofloz'-Beton-
formsteinen. Die Wand soll in einem Abstand von ca. 3m
parallel zur westlichen Grundstücksgrenze errich-fcet
werden•
Die Schallschutzwand stellt eine optische Zäsur des
Gebietes dar, die stadtgestalterisch nicht zufrieden-
stellend ist.

15
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Der Bebauungsplan sieht an der westlichen Grundstücks-
grenze sine öffentliche Grünfläche -l-nunissionsschut-zwall-
(siehe hierzu 10.5,1) vor, wobei der südliche und der
nördliche ijmaissionsschutzwall durch einen Sichtschutz-
wall in Hohe von 2,00 m miteinander verbunden werden.
Desweiteren weisen die östlichen Baugrenzen der Bauzeilen
6, 9 und 12 einen Abstand von mindestens 20,0 m zur
Westgrenze des Verbrauchermarktes/lmbißbetriebes auf,
Di&se st.ädtesbauliche Lösung berücksichtigt die Vorgaben
der schalltechnischen Untersuchung des Dipl .-Ing.Gerhard
Hansmeier, relsenweg 2/ 4930 Detmold -Alternative 4- zum
Bauvorhaben• Hiernach werden die Iramissionsrichtwerte
eingehalten, sofern die Baugrenzen der westlich
angrenzenden Bebauung ein&n Abstand von mindestens 20 & -
im südlichen Bereich des Marktes- bzw. 10 m im nördlichen
Bereich des Marktes zur westlichen Grundstücksgrenze des
Marktes aufweisen.
Auf die Errichtung der Schallschutzwand gegen Betriebs-
lärm kann daher verzichtet werden.

10.6 Ersohließung des Plangebietes

10.6-1 verkenr

Das Plangebiet ist über die Rathausstraße, die im Stra-
ßennetz der Gemeinde Hiddenhausen die Funktion einer
Sanunler""/Verteilerstraße hat/ an das überörtliche Stra-
ßenverStehrsnetz L 545, A 30, B 239, B 61 angeschlossen.
Der öffentliche Per sonennahverkehr wird durch den MRV
(Minden/Ravensberger Verkehrsbund) sichergestellt.
Bushaltestellen b&finden sich an der Rathausstraße.

Es ist geplant, den Eimnündungsb&r&ich der Rathausstraße
auf die L 545 "Bünder Straße" baulich zu varändarn, mn
den Vsrkehrssteilnehmern zu signalisieren/ daß hier ein
Wohnbereich beginnt und die Geschwindigkeit lierab^usetzen
ist. Die hierfür ggfls. benötigten Flächen sind ixn
Bebauungsplan ausgewiesen worden.

Die innere Srschließung des Plangebietes - Altenzentrum,
Reihenhausbebauung ^Mehrfamilienhäuser, Einzel.-/Doppel-
häuser - erfolgt durch parallel zur Rathausstraße
verlaufende Stichwege mit den erforderlichen
Wendemöglichkait.en und Parkflächen,

Die Zweckbestimmung äer Verkehrsflächen erfolgt nur itu
Bereich der Wohnwege/ verkehrsberuhigter Bereich, der
Parlcplätze und Wendeplätze. Weitergehende Festlegungen -
Gch-/Radweg - im Bereich der Plansstraße A bleiben der
Straßenausbauplanung vorbehalten•

16
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Die durch den Straßenbau bedingte Neuversiegelung von
Flächen beträgt ca. 3.900 m3.

Die Wohnzeilen innerhalb des Planungsgebiates sind durch
Fuß- und Radwege miteinander verknüpf t< Dieses Wegenetz
ist angebunden an das vorhandene externe Fuß- und
Radwegenetz.

Im Bereich der Einmündung der Planstr. A in die
Rathausstr, wird ein SichtdreiecK mit Schenfce Hängen von
60 m und 10 m auf der Grundlage der EAE 85 -"Empfehlung
für die Anlage von Erschließungsstraßen" - festgesetzt.
Da die Freihaltung der Sichtflächen von sichtbehindernden
Nutzungen nur in einer Hohe von 0,8 -2,5 m Über der
angrenzenden Verkehrsfläche erforderlich ist, wird
festgesetzt/ daß innerhalb von Sichtflachen Einzelbäume
mit einem Kronenansatz von mindestens 2,5 m zulässig
sind r um dia städtebauliche und stadtgest.alterischen
Auswirkungen von siohtf lachen zu aindern.

Die S'estsetzung eines Sichtdreiecks im Bereich der
Einmündung der Rathausstraße in die Bünder Straße ist
nicJrt erforderlich • Die Belange der s-traßenbaulastträger
sind durch die Ausweisung der Verkehr s fläche - Hinweis:
Verfügungsfläche zur Änderung der Einmündung
Rathausstraße / L S45 - berücksichtigt worden.

10.6.2 ver- und Entsorgung

Entwässerung :
Die Entwässerung " Schi&utzwasser - des Planungsgebietes
kann über den Kanal in der Mathausstraße durch Anschluß
an das vorhandene Netz sichergestellt. werden.
Dies ist möglich, da für 1994 der Bau einer Pwnpstation
und einer Druckrohrleitung von der Kläranlage
Oetinghausen zur Kläranlage Enger vorgesehen ist» Ab 1995
wird dann das Abwasser aus oetinghausen und aus dem
Trennsystesi Lippinghausem zur Kläyanlage Enger gepumpt.

Das auf den öffentlichen Verkehrsflächen anfallende
Niederschlagswasser wird in den vorhandenen Kanal in d&r
Rathausstraße abgeleitet.
Das auf den Wohngrundstücken anfallende Niedez-schlags-
wasser soll/ wie bereits unter Nr< 9 ~ Planungskonzept
eingehend dargelegt, durch Versickerung in den Untergrund
dem Grundwasser zugeführt werden/ ein entsprechend
dimensionierter Überlauf aus den Teichen an eine
geeignete Vorflut wird hergestellt. Auf die Ausführungen
im Grünordnungsplan - wie Z.B. Herrichtung und
Bepflanaung der Gruben, der Teiche - wird verwiesen.

Wasserversorgung :
Die Versorgung mit TrinH- und Brauchwasser wird durch die
Gas- und Wasserversorgung Hiddenhausen GmbH vorgenoKmen ^
die ebenfalls die Löschwasserversorgung - Grundschut.z-
sicherstellt.
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Abfallbeseitxgung ;
Der Anschluß an die Abfallbeseitigung ist sichergestell-fc.

Energieversorgung :
Die Energie Versorgung erfolgt durch Anschluß an das Lei-
tungsnetz der Elektrizitätswerke Minden — Ravensberg-

Für die Versorgung des Plangebietes ist die Errichtung
einer Ortsneta-Transfonuatorenstation erforderlich. Nach
Abstimmung mit dem EMR erfolgt die entsprechende
Ausweisung in der öffentlichen Grünfläche an der
Planstraße A.

Desweiter-en kann der' Pla.nungsbereicli an das Gas-" und/oder
Fernwarmenetz der Gas- und Wasserversorgung Hiddenhausen
GmbH bzw. der Nahwärmeversorgung Hiddenhaus&n GmbH ancfe-
schlössen werden.

Femmeldewesen ;
Straßenausbaupläne werden mit der TELEKOM abgestimmt, um
die Belange d&r TELEKOM im Hinblick auf die Verlegung und
Unterhaltung von Fermeldekafoeln soweit wie möglich zu
berücKsichtigen-

10•7 Grtinflachen

Die im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Grün-
flächen erhalten u.a. nachstehende Funktionen:

- Gliederung des Wohngebietes•
Dies gilt insbesondere für den in W&sfc-Ostrichtung
verlaufenden Gfünzucf, der im Westen an eine private
Grünf lache östlich des Altenzentrums angejsunden ist.
Innerhalb des Grünzuges ist ein Kinderspielplatz für
Kleinkinder und Schulkinder bis 14 Jahre vorgesehen.
Im Schnittpunkt der Fuß- und Radwege ist ein Kommu-
nikationsberaich durch die Anlage eines entsprechend
gestalteten Platzes geplant.

- Erhoiungsvorsorge•

Einbindung und Übergang zur freien Landschaft durch
tain^n Grünstr^ifen an der nördlichen Grenze.

- Ausgleich für versiegelte Verkehrsflachen.

- Begleitung des Erschließungsystems durch Ver3cehrsgrün-

Abschlrmung von Hausgärten zur öffentlichen Verkehrs"
flache.
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Im Bebauungsplan sind die öffentlichen Grünflachen
überwiegend entsprechend ihresa Nutzungszweck auscfewiesen
und zwar als

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft,

- Parkanlage Wohnberexch,
- Kinderspielplatz und

Immissionsschutzwall.

Desweitesren sind Pflanzgebote festgesetzt: -

Die Fläche östlich des geplanten Altenzentrums wird als
private Grünflache ausgewiesen. Die Freiflachen stehen
den Bewohnern des Alten- und Pflegeheimes zur Erholung
und Freizeitgestaltung zur Verfügung.

Die private Grünfiäche im Bereich des geplanten
Altenbeimes wird als

ParJcanlage Altenzentrum
festgesetzt -

Die Stallplätze für Angestellte und Besucher des
Altenaentrujns sind mit großkronigen heimischen Bäumen zu
bepflanzen und zwar je 4 Stellplätae l B^um.
Der Grünordnungsplan beschreibt und begründet die
einzelnen Maßnahmen- Auf die Ausführungen des Grünord-
nungsplanes wird daher verwiesen.

Die Errichtung von Wohngebäuden aufgrund eines Bebauungs-
planes gilt nach S 4 Abs.3 Nr- 4 des L^ndschaftsschutzge"
setzes NRW nicht als Eingriff. Die Neuversiegelung von
Grundflächen, hier durch Erschließungsstraßen/ stellt:
jedoch einen Eingriff in Natur und Landschaft dar und
ist giuszuglsichen. Die Ermittlung der Ausgleictosflache
ist im Grünordnungsplan vorgenommen worden« Hierauf wird
verwiesen.

il. Begründung der bauordnuügsrochtlicäen Festsetzungen

Die gestalterischen Festsetzungen konzentrieren sich auf
das städtebaulich erforderliche.
Es wird somit nur &in verbindlicher städtebaulicher
Rahmen vorgegeben, den es gilt/ bei der konkreten
Gebäude? l ammg aus zufül Xen,
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11.1, oaöhformen, Traufhöben^ Dachneigung

Als Dachformen werden zur Erreichung exnes einheitlichen,
harmonischen, aber doch lebendigen Ortsbildes
Satteldächer und/oder Pultdächer Mit einer Dachneigung
von 40° für die Bauzeilen 1-6, 35° für die Bauzeilen 7-9
und 30° für die Bauzeilen 10~12 festgesetzt, die in Ihrer
klaren Form in der nord-deutschen Bautradi-tion stehen.

Um ein& angemessene Maßsstäblichkeit des Gebietes zu
erreichen, werden folgende maximale Traufhöhen
festgesetzt;
- bai 2-geschossiger Bauweise 6,0 m
- bei l-geschossiger Bauweise 4/5 bzw. 4,0 m

Diese Festsetzungen erreichen eine der Lage am
Ortseingang und auf der HügelKuppe entsprechende Größe
der Baukörper und Hauszeilen und eine städtebauliche
Ordnung der Höhen&ntwicklung bei gleichzeitiger Lebendig'
keit und Vielgestaltigkeit d^r Einzelformen.

11.2 Fartotöne/Material

Als Material für Dachflächen werden rote Dachziegel und
Dachsteine^ als Material der Außenwände werden rote
Verblendflachen und helle Putzflachen festgesetzt, uxn
einen einheitlichen Charakter des Wohng^bietes und dessen
Einordnung in die bauliche Umgebung zu erreichen.

11*3 private Fraiflachen

Um die landschaftsbezogene Gestaltung der privaten
Freiflachen sicherzustellen/ sollen nur bodenständige
Gehölze und Hecken angepflanzt werden.

Straßenseitige Einfriedungen sind nur in Form von
lebenden Hecken vorgesehen. Sie stellen ein verbindendes
Element innerhalb des Plangebietes dar.

Garagenzufahrt&n/ Stellplätze und Carports sollen nur
wasserdurchlässig befestigt werden (z*B, durch großfugige
Pflasterung)• Hierdurch soll die Versiegelung der Grund-
stücke auf ein Mindestmaß beschränkt werden.

Standplätze und schränke für Mülltonnen und Müllbehälter
dürfen nicht unverdeckt in den Vor^artenflachen aufge-
stellt werden, damit sie entsprechend ihrer untergeord-
neten Bedeutung wenig in Erscheinung treten.

20
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12- Fläc&eiAilanz

Fläche für den Geiaeinbedarf 2,1 ha
Allgemeines Wohngebiet 4,5 ha
Verkehrsflache 0,4 ha
öffentliche Grünflache 1,6 ha
Private Grünflache 0,4 ha

Größe des Plangebi&tes 9,o ha

13. Kostenscbätzung

Durch die vorgesehenen städtebaulichen Maßnahmen werden
Kosten ~ überschläglich ermittel-b - von 2,85 Mio DM
entstehen.

Sie betragen im einzelnen:

- Grundarwerb 820.000,— DM
- Straßenbau 690.000,— DM
" Straßenbeleuchtung 60.000,— DM
- Kanalisation 786.000,— DM

Versickerung des
Niederschlagwassers

- Ausgleichsznaßnahmen 440. 000, ~~ DM
Grünfläch&n

- Spielplatz
- Sonstiges und zur Abrundung 54.000,— DM

Der Kostenanteil der Stadt bzw. der beitragspflichtigen
Grundstückseigentümer/Erbbauberechtigten richtet sich
nach den auf der Grundlage des Baug&setzbuches bzw. des
Kommunalabgabencfesetzes des Landes NRW von der Gemeinde
Hiddenhausen erlassenen Beitragssatzungen-
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14. Hinweise

- Planverwirklichung :
Das dargestellt® Planungsziel kann in ainom Zeitraum
von ca. 5 bis 10 Jahren verwirKlicht werden.

- Altablagerungen :
Kenntnisse über eventuelle Altablagerungen im Plan-
bereich lieg&n nicht vor.

- Wasserschutz :

Das Gebiet liegt in dsr Wasserschutzzone III b* Die
Bestimmungen der Wasserschutzgebietsverordnung sind zu
beachten.

- Denkmal schütz und Denkmalpflege :
Denkmalpflegerisehe Belange werden nicht berührt. In
der Planlegende wird vorsorglich unter der Rubrik
"Hinweise" auf die §§ 15 und 16 des Denicmalschutz-
gesetzes verwiesen.

Anlagen s

l. Grünordnungsplan
Text
Plan

2. SchalItechnxsche Untersuchung

22
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ergä-beg

Ergänzung der Becrründuncr

Bebauungsplan NR Ei6, "Gebiet nördlich der Rafhausstraße"
Gemeinde Hiddenhausen

l. Änderung von Festsetzuac^en -
l.
Übersicht über das Ausstellungsvarfahren

Der Rat der Gemeinde Hiddenhausen beschließt, für das
Gebiet nördlich der Rathausstraße einen Bebauungsplan
nach § 30 BauGB mit dero Ziel dar Ausweisung eines all-
gemeinen Wohrigebietes und einer Gemeinbedarfsflache
aufzustellen*

29.06.92 Der Planungsausschuß stimmt dem in der Sitzung
vorgestellten Vorentwurf des Bebauungsplan&s zu,
Auf Grundlage dieses Vorentwurfes sind die
Bürger nach S 3 Abs. l BauGB und ,die Träger
Öffentlicher Belange nach § 4 Abs. l BauGB zu
beteiligen.

09-07.92 Der Rat der Gemeinde Hiddenhausen stimmt dem
o.a. Beschluß des Planungsausschusses zu«

15.02.93 Der Planungsausschuß beschließt über die
Stellungnahmän der Träger öffentlicher Belange/
Eingaben der Bürger und empfiehlt de-ro Rat, den
Bebauungsplanentwurf nach S 3 Atos. 2 BauGB
auszulegen.

04<03.93 Der Rat der Gemeinde Hiddcnhausen beschließt,
den Bebauungsplanentwurf nebst Begründung nach
§ 3 Abs. 2 BauGB auszulegen,

21.06.93 Der Planun9sausschuß beschließt über die vorge-
brachten Anregungen und Bedenken und empfiehlt
dem Rat, den Bebauungsplan als Satzung zu
beschließen.

01.07.93 Der Rat der Gemeinde beschließt den Bebauungsplan
als Satzung.

21.07»93 Der Regierungspräsident Detmold teilt mit, daß
er eine "Verletzung von Rechtsvorschriften" nicht
geltend macht.

29,07.93 Der Bebauungsplan wird durch öffentliche
Bekanntmachung des Anzeigeverfahrens in Kraft
gesetzt,

25.09.95 Der Planungsausschuß st.ijnsit dem in der Sitzung
vorgestellten l.Änderungsentwurf des Bebauungs-
planes zu und beschließt, den Änderungs-
entwurf nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegen. Gleich"
zeitig -i-st die Beteiligung der TOB gemäß § 4 BauGB
durchzuführen <
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2- _s'olqende Änderungen werden festgesetzt:

l.

Im All^ettieinen Wohngebiet wird die Festsetzung der
Dachneigung von 30° in den Bauzeilen 1-6 am Max-Frisch-Weg
auf 40° und in den Bauzeilsn 7"9 nördlich des Stichweges
der Berthold-Brecht-Straße und nördlich des Heinrich-Böll-
Weges auf 35° erhöht.

Ziel dieser Änderung ist es, die höhere Ausnutzung der
Dachgeschosse zu ermöglichen, um der Bevölkerungsent-
wicklung und den damit verbundenen, sich ändernden Wohn-
toedürfnissen vermehrt Rechnung zu tragen.

Die Änderungen der Dachneigungen wird gruppenweise in den
parallel zum Hang verlaufenden Zeilen vorgenomnen^ um den
städtebauUch-gestalterischen Zusami&nhang zu wahren/ sowie
mit der anstehenden Höhenstaffelung auch optiecfa die Topo-
grafie des Geländes zu unterstützen.

2.
Im nordwestlichen Bereich des Max-Frisch-Weges erfolgen für
Bauzeilenm l/ 2 und 4 zusätzlich die nachstehenden
Änderungen:

l. Bauweise: Hansgruppen werden in offene Bebauung
geändert/ allerdings mit der Maßgabe, daß die
Zeilenlänge mindestens 40 m betragen muß•

2. Die Zweigeschossigkeit wird zwingend fest.gese-Lzt.

3. Die Festsetzung maximaler Grundstück s große n wird in
den geannten Bauzeilen aufgehoben.

Hiet-mit wird das Ziel verfolgt, Geschoßwohnungsbau in
bescheidenem Umfang zu ermöglichen, um einseitige Bevölker-
ungsStrukturen zu vermeiden im Sinne des § l (S) 2 BauGB.

Die Bildung des städtebaulichen Raumes, insbesondere des
öffantlichen Raumes entspricht den ursprünglichen
planerischen Absichten. Durch die Festsetzung&n &rfolgt
zwar eine differenzierter® HÖhenentwicklung/ die Außen-
maße und Ramakant^n der Gebäuds bleiben jedoch bestehen.


